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r Daten sch utz u nd rnformationsfre i h e it

Ihrlnfo-Pfad: Ilnformationsfreiheit r Anwendungshinweise

§ I Zweck des Gecetzes

Zvyeck dieses Gesetzes ist esu den freien Zugang zu den bei den

öffentlichen §tetlen norhaRdenen Informationen zu gewährleisten

und die grundlegenden Yoraussetzungen festzulegen, umten de-

nen derartige Informationen zugängtich gernacht werden sollen.

Die I nfermati onsfreiheit

Unter Informationsfreiheit wird der allgemeine Zugang der Bürgerinnen

und Bürger zu den bei den öffenUichen Stellen vorhandenen Informatio-

nen verstanden,

Informationsfreiheit trägt dem Gedanken Rechnung, dass Grundlage ei-

nes demokratischen Gemeinwesens die Mitwirkung und Kontrolle der

staatlichen Stellen durch mündige BÜrgerinnen und Bürger ist. Eine sol-

che Mitwirkung setzt voraus, dass umfassende Möglichkeiten zur Infor-

mation über die Tätigkeit des Staates bestehen. Informationsfreiheit

prägt die öffentliche Meinung und fördert nachvollziehbar,es Handeln der

öffentlichen Stellen. Sie ist das Grundprinzip einer transparenten und of-

fenen Gesellschaft, die sich in immer stärkerem Maße zur Informations-

gesellschaft entwickelt.

Geschichte der Informationsfreiheit

Bereits im Jahre L766 wurde in Schweden der Zugang zu Verwaltungsun-

terlagen ats allgerneines Bürgerrecht rechtlicft:§]ereget. Der Ursprung des

modernen Prinzips,,Freedom of Information" ist vermutlich'auf eine Fest-

stellung der Vereinten Nationen aus dem Jahr L946 zurückzuführen, wo-

nach Informationsfreiheit ein fundarnentales Menschenrecht ist und der
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prüfstein für alle Freiheitsrechte, die die Vereinten Nationen gewährleis-

ten wollen. Die Bürgerrechts- und Demokratiebewegung der 60är Jahre in

den USA hat sich besonders für die Informationsfreiheit eingesetzt. Auf

sie geht das bahnbrechende Informationsfreiheitsgesetz der uSA zurück,

der,,Freedom of Informatibn Act" aus dem lahre 1956.

In der BundesrcPublik'Deutschland'nahm das Land'B6ndenburg mit dem

ersten,Informatio n sfreiheitsgesetz aus dem lahre 1 998 eine vorreiterrol le

ein. Nordrhein-Westfalen ist nach Brandenburg, Berlln und Schleswig

Holstein das viefte Bundesland, das die Aktenschränke der Behörden und

der sonstigen öffentlichen Venrvaltung seinen Bürgerinnen und Bürgern

geöffnet hat. seit dem 1. Januar 2006 ermögliCht'das Bundesinformati-

onsfreiheitsgesetz auch bei Bundesbehörden einen vergleichbaren Zu-

gang zu Verwalttrngsinformationen. In der Folge haben bereits vier weite-

re Bundeständer - Hamburg, Bremen, Mecklenburg-VoFpOmmern und das

Saarland-Informationsfreiheitsgesetzeerlassen.

Regeklngsziel

Das Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu Informationen ftir das Land

No rd rhei n -westfa le n ( I nfo rmatio n sf re i h eitsgesetz N o rd rh ei n'westfa I en -

4i IFG NRW),eröffnet die Möglichkeit, sich darüber zu informleren, wie die

öffentl'rche venrvaltung arbeitet und welche Absichten ihren Entscheidun-

gen zugrunde liegen. Auf diese Weise wird die öffentliche Verwaltung

tra nspa re nter. vo r In - Kraft-Trete n d es I nform ati onsf reih eitsgesetzes

mussten Bürgerinnen und Bürger in der Regel ein besonderes Interesse

darlegen, wenn sie bestimmte Akten einer öffentlichen stelle in Nord-

rhein-westfalen einsehen wo$lten. Dies hat sich durch das trnformations-

freiheitsgesetz grundlegend geändeft. Das Gesetz gewähft den Bürgerin-

nen und BÜrgern im Grundsatz einen freien Zugartg zu allen bei öffentli-

chen stetten des,Landes vorhandenen tnformationen. Es begrr'indet einen

Rechtsanspruch auf Information, der an keine besonderen Voraussetzun'

gen geknüpft ist. Verwaltungen und Behörden sind grundsätzlich ver-

pflichtet, den Bürgerinnen und Bürgern die gewtinschte Auskunft zu ertei-
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len. sie dürfen einen Antrag auf Inforrnationszugang nur aus den im In-

formationsfreiheitsgesetz vorgesehenen Gründen ablehnen.

Auszug aus der Gesetzesbegründung (Landtaosdrucksache 13/1311- S.

e):

,,Der vorliegende GeSetzentwurf regelt einen umfassenden verfahrensu-

nabhängigen Anspruch auf Informationszugang für die Bürgerinnen und

Bürger des Landes Nordrhein-Westfalen. Dieser Anspruch wird als eigen-

ständiger Bürgerrechtsanspruch aufgefasst. (...) Damit wird der Gesetz-

entwurf dem Bedürfnis der Gesellschaft nach Informationen und dem

Transparenzgebot der öffentlichen Verwaltung gerecht' Nicht nur die

Transparenz des behördlichen Handelns wird durch den Zugang zu In-

formationen erhöht, sondern auch die Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz

behördlicher Entscheidungen und der zugrunde liegenden politischen Be-

schlüsse. Der Anspruch auf Informationszugang betrifft die Bürgerinnen

und Bürger in ihrem Interesse an der Entwicklung des Gemeinwesens'

Ziel der Einführung eines Informationsfreiheitsgesetzes ist es auch, die

Mitsprache der Bürgerinnen und Bürger in Bezug auf das Handeln der

staatlichen organe dadurch zu optimieren, dass ihnen eine verbesserte

Argumentationsgrundlage an die Hand gegeben wird' In diesem Sinne

dient das Informationszugangsrecht einer - wenn auch mittelbaren - Kon-

trolle staatlichen Handelns. sowohl das Ziel der Transparenz als auch das

Ziel des bürgerschaftlichen Mitwirkens erfordern, dass die zur verfügung

gestellte Information möglichst originär, direkt und unverfälscht ist.l'
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